
Langfristige schwarze Null lautet 
das Budgetziel der Regierung
Ein- und Ausblick Zum zweiten Mal stellte sich Regierungschef Adrian Hasler am Mittwoch im Vaduzer Rathaussaal 
den aktuellen Fragen der Bevölkerung. Die Themenpalette reichte vom Staatshaushalt über Steuerfragen bis zum Verkehr.
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D
as viele positive Feedback, 
welches er als Regierungs-
chef nach dem ersten Bür-
gergespräch erhalten habe, 

sei für ihn ein klares Signal gewesen, 
die Reihe fortzusetzen und bei ent-
sprechendem weiterem Erfolg even-
tuell auch zu institutionalisieren, 
sagte Adrian Hasler zum Auftakt des 
gestrigen Abends vor einem ausge-
sprochen gut gefüllten Rathaussaal. 
«Im direkten Kontakt mit der Be-
völkerung lässt sich oft deutlicher 
erklären, warum die Regierung be-
stimmte Entscheidungen getroJ en 
hat, als wenn Themen nur über Me-
dien kommuniziert werden», umriss 
Regierungschef Hasler die Intention 
der persönlich geführten Bürgerge-
sprächsabende. Unter dem schon be-
währten Motto «Zuhören – beteiligen 
– anpacken» gab Adrian Hasler dann 
Ein- und Ausblicke in die laufende 
Regierungsarbeit und beantwortete 
zahlreiche eingesandte und vom Pu-
blikum live gestellte Fragen.

Sparmassnahmen zeigten Erfolg

Moderatorin Petra Matt sprach zu 
Beginn das Dauerthema der letzten 

Jahre an: Sparen und Staatshaushalt. 
Bereits 2015 und damit früher als ge-
plant möchte die Regierung einen 
ausgeglichenen Staatshaushalt prä-
sentieren. Laut Regierungschef 
Hasler ein Zeichen, dass die vergan-
genen Sparbemühungen Früchte ge-
tragen haben. Zwar werde auch im 
Budget 2015 noch einmal mit 45 Mil-
lionen Franken Einmaleffekten 
durch die Auflösung von Altreser-
ven gerechnet, demgegenüber stün-
den aber 110 Millionen Franken 
Mehreinnahmen und 15 Millionen 
Franken weniger Ausgaben, was auf 
die langfristig 
richtige Richtung 
des eingeschlage-
nen Weges hin-
weise, so der Re-
g i e r u n g s c h e f . 
«Wir haben bis-
lang durch Spar-
massnahmen 200 Millionen Fran-
ken realisiert», freute sich der Regie-
rungschef. Nun gelte es, innerhalb 
der kommenden zwei bis drei Jahren 
aus der Sanierungsphase herauszu-
kommen und eine langfristig ver-
nünftige Investitionspolitik zu etab-
lieren. «Das Staatsziel lautet, lang-
fristig Jahr für Jahr eine schwarze 

Null im Budget zu realisieren. Wir 
müssen nicht mehr wie in der Ver-
gangenheit alljährlich hohe Über-
schüsse anstreben. Zumal die Fi-
nanzplanung relativ grosse Unsi-
cherheitsfaktoren beinhaltet. Wir 
wissen zum Beispiel jetzt noch nicht, 
wie viel Steuersubstrat tatsächlich 
beim Übergang von Sitzgesellschaf-
ten in die ordentliche Besteuerung 
generiert wird.»

Staatsaufgaben und Personalabbau

Ein zweites grosses Thema, das 
schon im jüngsten Landtag anläss-

lich der Frage der 
Abschafffung der 
L a u f b a h n b e r a -
tung für Erwach-
sene zu Grund-
satzdiskussionen 
geführt hat, ist die 
künftige Definiti-

on der Staatsaufgaben. Hier sei im 
Amt für Bau und Infrastruktur be-
reits ein Pilotprojekt gestartet wor-
den, in welchem untersucht werde, 
welche Aufgaben noch zu den Kern-
bereichen des Amtes gehören und 
welche Aufgaben auf den privaten 
Anbietermarkt ausgelagert werden 
könnten, sagte der Regierungschef. 

Im Frühjahr 2015 sollen die Ergeb-
nisse analysiert werden – zeitgleich 
mit den dann anstehenden Land-
tagsdebatten über die Staatsaufga-
ben in verschiedenen öffentlichen 
Bereichen. «Es braucht eine breite 
Diskussion», weiss Regierungschef 
Hasler schon jetzt um die Behar-
rungskräfte, mit der verschiedene 
staatliche Leistungen, an die man 
sich gewöhnt hat, verteidigt werden. 
Ähnliches gilt für die Einsparungen 
beim Staatspersonal. Hier versuche 
die Regierung ohne Kündigungen 
auszukommen, versprach Regie-
rungschef Hasler. «Wir wollen keine 
Leute auf die Strasse stellen, son-
dern prüfen, ob mit Frühpensionie-
rungen, Nicht-Nachbesetzungen von 
frei werdenden Stellen oder auch 
der Unterbringung von Personal in 
der Privatwirtschaft eine sanfte Ver-
schlankung erfolgen kann.»
Verschiedene Publikumsfragen dreh-
ten sich dann um die Besteuerung 
von Mieteinnahmen, die KVG-Revisi-
on oder das Projekt S-Bahn FL-A-CH, 
wo der Regierungschef bereits be-
kannte Positionen wiederholte. Da-
neben gilt das künftige Augenmerk 
auch der Sicherung der AHV und den 
Reformen auf dem Finanzplatz.   

«Das langfristige Ziel sind 
nicht Überschüsse, sondern 
ein ausgeglichener Haushalt.»

ADRIAN HASLER
REGIERUNGSCHEF

von Pilotprojekten übernehmen. Zur-
zeit bestehen solche Projekte im 

DNA-Analyse leer aus
Im Streit um ein Millio-

nenerbe in Dornbirn gibt es nun ein 
konkretes Ergebnis. Wie eine DNA-
Analyse des exhumierten Erblassers 
ergab, kann der Niederländer, der 
seit Jahren um einen Teil des Erbes 
streitet, nicht der leibliche Sohn des 
Mannes sein. Auf Betreiben des Hol-
länders war der Verstorbene auf Be-
schluss des Bezirksgerichts Dorn-
birn am 23. September exhumiert 
worden. Die molekularbiologische 
Untersuchung des gerichtsmedizini-
schen Institutes in Innsbruck 
schliesst nun eine Vaterschaft des 
Verstorbenen zum Niederländer aus. 
Damit werde der Holländer auch we-
nig Chancen haben, sollte er das me-
dizinische Gutachten anfechten wol-
len, sagte der Anwalt der leiblichen 
Kinder. Der Dornbirner verstarb 
2007, sein Erbe von über zehn Milli-
onen Euro ging an seinen heute 
37-jährigen Sohn und seine Tochter. 
Seit mehreren Jahren wollte der Hol-
länder nachweisen, dass er ein leib-
licher Sohn des Verstorbenen ist. 
Der «angebliche» Sohn wurde 1970 
in Vorarlberg geboren und wuchs als 
Adoptivkind in Holland auf. 2008 
führte ihn die Suche nach seiner 
Herkunft nach Vorarlberg. Immer 
wieder behauptete er vehement, ein 
Sohn des verstorbenen Dornbirners 
zu sein, persönliche Recherchen 


